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Neuigkeiten von der Entsenderichtlinie: Auf die politische folgt eine rechtliche
Klärung.  Polen  und  Ungarn  haben  Klagen  beim  Europäischen  Gerichtshof
(EuGH) eingereicht.

Makroskop-Leser erinnern sich (oder lesen es hier noch einmal nach): Ende Mai stimmte das Eu-
ropäische Parlament (EP) einem zwischen Ministerrat und EP ausgehandelten Kompromiss für eine
Reform der Entsenderichtlinie (96/71/EG) zu. Für eine solche Reform hatten die Gewerkschaften
lange gekämpft. Denn der Gegenstand der Reform ist für die Gewerkschaften von elementarer Bedeu-
tung. Es geht um nicht weniger als um das Territorialitätsprinzip des Arbeitsrechts (ein Land, ein Ar-
beitsrecht). Können sich Arbeitgeber aussuchen, ob sie im Inland das inländische oder ein ausländisch-
es Arbeitsrecht anwenden wollen, wird jeder Kampf um eine gute Ausgestaltung des inländischen Ar-
beitsrechts sinnlos.

Eigentlich fällt die innereuropäische Arbeitsmigration in den Anwendungsbereich der Arbeitnehmer-
freizügigkeit (Art. 45 AEUV), was bedeutet, dass das Arbeitsrecht des Bestimmungslands Anwendung
findet. Nicht so aber bei der transnationalen Arbeitnehmerentsendung. Diese hat der Europäische
Gerichtshof (EuGH) dem Anwendungsbereich einer anderen Binnenmarktfreiheit unterworfen, näm-
lich der Dienstleistungsfreiheit (Art. 56 AEUV). Hier findet das Arbeitsrecht des Herkunftslands An-
wendung, der entsandte Beschäftigte bringt es gewissermaßen aus seinem Herkunftsland mit.

https://makroskop.eu/2018/06/ein-grosser-erfolg-die-reform-der-entsenderichtlinie/
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Aber auch das gilt nicht ungebrochen, denn die Entsenderichtlinie von 1996 definierte eine Anzahl an
arbeits- und sozialrechtlichen Schutzbestimmungen, die die Empfängerländer auf die entsandten
Beschäftigten anwenden dürfen und müssen. Seit der EuGH die Entsenderichtlinie in seiner umstritte-
nen Laval-Entscheidung überraschend restriktiv interpretiert und dabei auch in das Streikrecht einge-
griffen hatte, forderten die Gewerkschaften Nachbesserungen. Gewiss, nicht alle gewerkschaftlichen
Forderungen wurden in der 2018er Reform erfüllt.  Aber es steht außer Frage,  dass die im Mai
beschlossene Reform in die richtige Richtung ging.

Wie sich nunmehr herausstellt, ist die Auseinandersetzung um die Reform noch nicht beendet. Sie
wechselt lediglich von der politischen in die juridische Arena. Denn die polnischen und ungarischen
Regierungen, die bereits im Ministerrat gegen den Kompromiss gestimmt hatten, haben dem EuGH
am 3. und 4. Oktober Klagen gegen die Reform übermittelt. Der europäische Gesetzgeber, so der Vor-
wurf, habe sein Mandat überschritten. Wieder einmal also werden wir Zeugen einer wirtschafts- und
sozialpolitisch brisanten Auseinandersetzung vor dem europäischen Höchstgericht.

So wichtig der Streitgegenstand, nämlich die Reichweite europarechtlich legaler Durchbrechungen
des für die Beschäftigten und ihre Gewerkschaften elementaren arbeitsrechtlichen Territorialität-
sprinzips,  schon allein ist  – die übergeordneten Implikationen des zu erwartenden EuGH-Urteils
weisen noch weit über den Fall hinaus. Lassen Sie mich erklären, was mich an dem Disput fasziniert.
Wenn ich auch gern zugestehen möchte, dass es hier möglicherweise eher die Spezialisten sind, die
meine Faszination teilen werden.

Es geht nämlich um die Frage, ob und in wieweit der europäische Gesetzgeber befugt ist, einschränk-
end in die Wirkungsweise der Binnenmarktfreiheiten (auch als „Grundfreiheiten“ bezeichnet) einzu-
greifen. Anders formuliert – ist das europäische Sekundärrecht im selben Maße an die Binnenmarkt-
freiheiten gebunden wie das nationale Gesetzesrecht? Beschränkt der mitgliedstaatliche Gesetzge-
ber eine Grundfreiheit, dann muss die Maßnahme, um vor dem Europarecht zu bestehen, einen stren-
gen Rechtfertigungstest (den nach einem EuGH-Urteil aus den siebziger Jahren benannten vierstufi-
gen Cassis-de-Dijon-Test) bestehen. Gilt das auch für Maßnahmen des europäischen Gesetzgebers,
also Richtlinien und Verordnungen? Wahrscheinlich nicht.  Aber der bisherigen EuGH-Judikatur ist
keine wirklich klare Antwort zu entnehmen und die Antworten der europarechtlichen Fachliteratur fall-
en bemerkenswert uneinheitlich aus.

Leider sind die Klageschriften der polnischen und ungarischen Regierungen noch nicht verfügbar. Ein
auf der Website der ungarischen Regierung (hier) auffindbares Dokument gibt aber Aufschluss über
die Art der erhobenen Einwände. Die Reform, so ist dem Statement zu entnehmen, sei nicht zwin-
gend und sie sei unverhältnismäßig („contrary to the principles of necessity and proportionality“) –
was nahelegt, dass Polen und Ungarn ihre Klagen auf die Annahme gründen, der europäische Geset-
zgeber habe den zwingenden Charakter und die Verhältnismäßigkeit von Beschränkungen der Binnen-
marktfreiheiten ebenso streng nachzuweisen wie jeder mitgliedstaatliche Gesetzgeber. Die Kläger ge-
hen also, mit anderen Worten, von einer engen und umfassenden Bindung des europäischen Geset-
zgebers an die Grundfreiheiten aus.

Wahrscheinlich wird der EuGH dem so nicht folgen. Man sollte sich allerdings nicht in Sicherheit wie-
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gen – der EuGH hat oft überrascht und nicht immer zur Freude der Gewerkschaften. Was immer der
EuGH Polen und Ungarn antworten wird, das Urteil wird von großer Bedeutung für die weitere Ge-
nese der europäischen Wirtschaftsverfassung sein. Wir werden den Sachverhalt weiter verfolgen.
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